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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. 29. en 


(Nr. 4426.) Geſetz wegen Beſteuerung des Braumalzſchrootes in den Hohenzollernſchen Lanz 
den. Vom 17. Mai 1856. 2 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


$. 1, 

Wer Bier aus Getreide verfertigt, entrichtet von jedem Zentner oder Befteuerung 
104 Pfund Malzſchroot, welches zum Bierbrauen verwendet wird, Einen Gul⸗ are 
den ſechs Kreuzer. Wird das durch die Verordnung vom 31. Oktober 1839. e 
(Gefek-Sammlung S. 325.) zunaͤchſt für den Zollverkehr angeordnete Gewicht 
als allgemeines Landesgewicht eingefuͤhrt, ſo ſind vom Zollzentner Malzſchroot 
Ein Gulden zehn Kreuzer zu entrichten. 

Iſt mit der Bierbrauerei eine Eſſigbereitung verbunden, oder wird Eſſig 
aus Malz in eigens dazu beſtimmten Anlagen im Großen zum Verkauf berei⸗ 
tet, ſo wird die Steuer auch von dem Malzſchroot zu Eſſig entrichtet. 


§. 2. 

Bei der Verwiegung von Braumalzſchroot wird für den Sack nichts Steuerpflich⸗ 
abgerechnet, auch macht es keinen Unterſchied, ob das Schroot trocken oder ee 
angefeuchtet iſt; dagegen wird bei der Verwiegung jeder Malzſchrootpoſt ein wichts. 
Uebergewicht unter einem ſechszehntel Zentner nicht beruͤckſichtigt. 


H. 3. 
Die Verſteuerung des Braumalzſchrootes muß erfolgen, bevor die Ein⸗ Wann die 
maiſchung geſchieht. . Steuer zu 
H. 4. 


zahlen iſt. 
Die Verſteuerung kann nach Uebereinkommen mit der Steuerbehoͤrde, gration. 
Jahrgang 1856. (Nr. 4426.) 59 unter 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Juni 1856. 
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unter den von derſelben feſtgeſetzten Bedingungen, durch Entrichtung einer Ab⸗ 
findungsſumme auf einen beſtimmten Zeitraum erfolgen. 


H. 5. 

Vergütung der Wegen Verguͤtung der Steuer bei ee von Bier in das Aus⸗ 
ea land werden im Falle des Beduͤrfniſſes beſondere Beſtimmungen vom Finanz⸗ 
gen in das Miniſter erlaſſen werden. 

Ausland. 
H. 6. 

Epemtionen. Eine Befreiung von der angeordneten Abgabe oder eine Schadloshal⸗ 

tung wegen behaupteter Exemtion findet nicht ſtatt. 
NR 
Anzeige ber Wer Bier oder Eſſig zum Verkauf brauet, iſt gehalten, innerhalb eines 


Miau enen DOR der Regierung bekannt zu machenden Termins, dem Oberamte eine Nach 

und Braubot, weiſung einzureichen, worin die Raume zur Brauerei, die Braupfannen und 

uche. Braubottiche, ingleichen der Maaßinhalt derſelben genau und vollſtaͤndig an⸗ 
gegeben ſind. Gleiche Verpflichtung zur Anzeige binnen drei Tagen liegt ihm 
ob, wenn neues Geräthe angeſchafft, oder wenn das vorhandene ganz oder 
zum Theil abgeaͤndert oder in ein anderes Lokal gebracht wird. 

Inhaber von Brauereien, ſowie andere Perſonen, wenn letztere Brau⸗ 
pfannen blos beſitzen oder dergleichen verfertigen, oder Handel damit treiben, 
duͤrfen die Pfannen weder neu, noch ausgebeſſert aus ihren Haͤnden geben, be⸗ 
vor ſie es dem Oberamte ihres Wohnorts angezeigt und daruͤber eine Beſchei⸗ 
nigung von dieſem erhalten haben. 


H. 8. 
Erforderniß Jede Brauerei ſoll mit einer geaichten Waage, worauf wenigſtens fünf 
einer Waage. Zentner mit einmal gewogen werden konnen, und mit den erforderlichen geaich⸗ 
ten Gewichten verſehen ſein. Bis ſolche angeſchafft worden, kann der Betrieb 
der Brauerei verſagt werden. 


Na} 
Aufbewah⸗ Jeder Brauer iſt verbunden, ſeinen Vorrath an Malzſchroot nur an 

} 1 und einem gewiſſen, ein⸗ für allemal zu beſtimmenden Orte aufzubewahren. 

dung des Beim gemeinſchaftlichen Betriebe der Brauerei und Brennerei darf zu 
; Mahlöroo* Jeßterer reines Malzſchroot nicht verwendet werden. 

a Die Verwendung eines Gemenges von Schroot aus gemalztem und un⸗ 
gemalztem Getreide iſt zulaͤſſig, die Miſchung muß jedoch vor dem Schrooten 
auf der Muͤhle in den Körnern geſchehen. 

Wird neben der Brauerei Branntwein aus Kartoffeln gebrannt, ſo darf 
zwar der Gebrauch von reinem Malzſchroot zu letzterem geſtattet werden, das 
hierzu ſowohl als zur Brauerei zu verwendende Malzſchroot muß jedoch bes 


ſonders deklarirt und aufbewahrt werden. Auch ſind die Raͤume fuͤr jenes 


unter Aufſicht und Kontrole der Steuerbeamten zu ſetzen. 


TERN 


5.10. 


„„ 


$. 10. 5 

Wer eine Brauerei betreibt oder betreiben will, iſt verpflichtet, dem Ober- Verfahren bei 
amte ſchriftlich anzuzeigen, wieviel Malzſchroot er zu jedem Gebraͤude nehmen, 1 
an welchem Tage und zu welcher Stunde er einmaiſchen wird, und die Steuer 
von der angemeldeten Beſchickung gleichzeitig zu entrichten. | 

Es ſteht dem Steuerpflichtigen frei, dieſe Anzeige, ſo oft er brauet, zu Steuerzah⸗ 
machen, oder im Voraus fuͤr einen beſtimmten Zeitraum. Im letzteren Falle lung. 
kann er die Steuer fuͤr den ganzen Zeitraum vorausbezahlen, oder fuͤr jede 
Maiſchung beſonders, vor deren Eintritt. 


F. 11. 


Die Deklaration des Brauers Behufs der Verſteuerung ſoll ſich auch Deklaration 
darauf erſtrecken, wieviel Bier er aus dem angegebenen und zu verſteuernden 19 
Malzſchroot ziehen will. N i 


§. 12. 


Die Anmeldung muß, wenn des Vormittags gemaiſcht werden ſoll, ſpaͤ⸗ Anmeldung 
teſtens am Nachmittage des vorhergehenden Tages, und wenn Nachmittags Fe 
gemaiſcht werden ſoll, ſpaͤteſtens am Vormittage deſſelben Tages drei Stunden gung. 
vorher, in beiden Faͤllen auch waͤhrend der Dienſtſtunden (§. 19.), erfolgen. 5 
ö Berichtigungen dieſer Anmeldungen beim Amte find zuläffig, wenn fie 
1 1 9 an dem der beabſichtigten Veraͤnderung vorhergehenden Tage ge⸗ 
ſchehen. 

Soll die Beſchickung danach verſtaͤrkt werden, oder ſollen neue Gebraͤude 
hinzutreten, ſo wird die Steuer davon gleichzeitig entrichtet. 

Soll ein Gebraͤude eingeſtellt, oder die Beſchickung vermindert werden, 
ſo bringt der Steuerpflichtige die ſchon entrichtete Steuer bei der naͤchſten Zah⸗ 
lung in Anrechnung. 


§. 13. 


Die Einmaiſchungen dürfen nur geſchehen in den Monaten vom Oktober Einmaifgung. 
bis einſchließlich Marz von Morgens 6 bis Abends 10 Uhr, in den uͤbrigen 
Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 


§. 14. 


Der Brauer iſt verpflichtet, die Ankunft eines Steuerbeamten zur ange⸗ erwarten der 

zeigten Stunde des Einmaiſchens (F. 10.) abzuwarten. bene 
Findet ſich derſelbe ein, ſo muß alsdann ſogleich das Malzſchroot in Rn 

deffen Gegenwart abgewogen und mit der Einmaiſchung vorgeſchritten werden; 

der Brauer darf aber die Einmaiſchung erſt, nachdem eine Stunde gewartet 

worden, ohne deſſen Gegenwart verrichten. | 


H. 15. 


In der Regel ſoll die ganze Beſchickung auf einmal eingemaiſcht wer- Nachmaiſchen. 
den, ſo daß keine Nachmaiſchung ſtattfinden Darß 5 
(Nr, 4426.) | 99* Wird 


Rebiſionsbe⸗ 
fugniß der 
Steuer⸗ 
beamten. 


Hausſuchung. 


Verpflichtung 
der Hülfs⸗ 
leiſtung. 


Verpflichtun⸗ 
gen der 

Steuer⸗ 
beamten. 


Strafbeſtim⸗ 
mungen. 
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Wird aber eine Brauerei regelmaͤßig mit Nachmaiſchen betrieben, ſo muß 9 
eins für allemal angezeigt werden, in wieviel Abtheilungen und mit welchem 
Gewichte für jede Beſchickung gemaiſcht werden ſoll. 


$. 16. 


Das Gebaͤude, in welchem eine Brauerei betrieben wird, kann, ſobald 
darin gearbeitet wird, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 bis Abends 
9 Uhr von den Steuerbeamten Behufs der Reviſion beſucht, und muß ihnen 
zu dem Behufe ſogleich geöffnet werden. In demſelben erſtreckt ſich ihre Re⸗ 
viſionsbefugniß darauf, nachzuſehen, daß die Braupfannen und Bottiche un⸗ 
verändert ſo dieſelben ſind, wie ſie angegeben, auch bezeichnet worden, daß 
keine unangemeldeten Geraͤthe vorhanden, daß außer Gebrauch geſetzte Geraͤthe 


ſich noch in dieſem Zuſtande befinden, daß das Malzſchroot nur an dem dazu 


beſtimmten Orte aufbewahrt wird, daß nur zur angemeldeten Zeit und Stunde 
eingemaiſcht, auch die Einmaiſchung gehörig verſteuert, und daß keine groͤßere 
als die angemeldete ($. 11.) Biermenge gezogen iſt. 


$. 17. 


Iſt gegruͤndeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um die Steuer 
zu verkuͤFrzen, begangen worden, und deshalb eine foͤrmliche Hausſuchung erfor: 
derlich, es ſei bei Perſonen, welche Brauerei betreiben, oder bei anderen, ſo iſt 


dazu ein ſchriftlicher Auftrag des Oberamtes erforderlich. Die Hausſuchung 


darf nur unter Zuziehung eines Gemeindebeamten an ſolchen Orten ſtattfinden, 


die zur Begehung des Unterſchleifes oder Verheimlichung von Beſtaͤnden ſteuer⸗ 


pflichtiger Gegenſtaͤnde geeignet ſind. 


F. 18. 


Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehuͤlfen ſind 
verbunden, ſich ruhig und beſcheiden zu verhalten und den revidirenden Beam⸗ 
ten diejenigen Huͤlfsdienſte zu leiſten oder leiſten zu laſſen, welche erforderlich 


find, um die Nevifion in den vorgeſchriebenen Grenzen zu vollziehen. 


H. 1 9. 


Die Dienſtſtunden, in welchen die Steuerbeamten zur ee der 
Steuerpflichtigen bereit ſein muͤſſen, beſtimmt die Verwaltung. — Wenn es 
noͤthig iſt, muß auch außer den feſtgeſetzten Stunden die Abfertigung der Steuer⸗ 


pflichtigen moͤglichſt bewirkt werden. 


$. 20. 


Wer eine Handlung, von deren Ausuͤbung in jedem einzelnen Falle oder 
in beſtimmten Faͤllen nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze dem Staate die Brau⸗ 
malzſteuer zu entrichten iſt, entweder gar nicht oder unrichtig anzeigt, verfaͤllt 
in die Strafe der Defraudation. 


F. 21. 
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H. 21. 


Die Strafe der Defraudation befteht in einer Geldbuße, welche dem Hefrauda⸗ 
vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgabe gleichkommt. Die Abgabe iſt N. 
uͤberdem von der Strafe unabhängig zu entrichten. l 


§. 22. 


Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die Zweiter Fall. 
Strafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Abgabe beſtimmt. Außer⸗ 
dem darf der Schuldige in einein Zeitraum von drei Monaten weder ſelbſt 
brauen, noch einen Andern zu ſeinem Vortheile brauen laſſen. ; 


H. 23 * 


Im dritten Falle der Uebertretung, nach vorhergegangener zweimaliger Dritter Fall. 
Beſtrafung, iſt der ſechszehnfache Betrag der vorenthaltenen Abgabe als Strafe 
verwirkt. Außerdem darf der Schuldige zu irgend einer Zeit weder ſelbſt brauen, 
noch durch einen Andern zu ſeinem Vortheile brauen laſſen. N 


H. 24. 


Wer, ohne Befugniß dazu zu haben, Brauerei betreibt und ſich dabei unbefugter 
zugleich einer Handlung ſchuldig macht, die als Defraudation zu beſtrafen iſt, „neuer 
dem werden außer der Defraudationsſtrafe die Braugeraͤthe konfiszirt. i 


H. 25. 


Wenn die Braupfannen oder Bottiche oder die damit vorgenommenen unterlaſſene 
Veränderungen nicht, wie K. 7. vorgefchrieben iſt, angezeigt werden, ‚fo tritt Nmmebung 
die Konfiskation der verſchwiegenen, veraͤnderten oder anders wohin gebrachten unb ber del 5 
Geraͤthe ein. 4 änderungen. 

Ueberdem hat der Brauer eine Geldſtrafe von fünf und zwanzig bis Eine i 
hundert Gulden verwirkt, welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 
| Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen auch benutzt 
worden, fo wird die dadurch begangene Defraudation noch beſonders nach 
HH. 21. 22. und 23. beſtraft. 


H. 20. 


Hat ein Brauer ohne vorhergegangene Anmeldung und Verſteuerung einmaiſchen 
eingemaiſcht, ſo wird die Steuer und die Strafe nach der Beſchickung, die zu e e 
einem ganzen Gebraͤude genommen zu werden pflegt, voll berechnet. Hat er Nachmal. 
aber blos eine Nachmaiſchung unbefugterweiſe vorgenommen, ſo wird er, es ſchen ohne 
mag eine Verkuͤrzung der Gefälle ermittelt werden oder nicht, allemal in eine Plan, 
Strafe von fuͤnf Gulden genommen, welche bei Wiederholungen verdoppelt wird. 
Die Strafe der Defraudation beſteht unabhaͤngig hiervon, wenn eine 

Verkuͤrzung der Gefaͤlle ſtattgefunden hat. 

(Nr. 4426.) §. 2754 
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§. 27. 


Abmachungen Wer zu einer anderen Zeit, als welche vorgeſchrieben (Hh. 10. und 13.) 
‚don ber e und von ihm angezeigt worden, oder vor Ablauf der Stunde, welche auf den 
Bezug auf Steuerbeamten gewartet werden muß (H. 14.), einmaiſcht, verfaͤllt in eine 
Gmb; Strafe von zwei Gulden, welche bei Wiederholungen auf fünf bis zwanzig 
und Bier⸗ Gulden erhöht wird. Außerdem muß, wenn nicht die Beſchickung für ein vol⸗ 
zug. les Gebraͤude angemeldet ſein ſollte, die Steuer und die Strafe für ſoviel 

Malzſchroot erlegt werden, als zu einem vollen Gebraͤude mehr genommen zu 
werden pflegt, wie im vorliegenden Falle angemeldet worden. Abweichungen 
von dem deklarirten Bierzuge, welche zehn Prozent überfteigen, ſollen ebenſo, 
wie Abweichungen von der angemeldeten Zeit der Einmaiſchung, beſtraft werden. 


§. 28. 


Mehrbefund Alles Malzſchroot, welches ſich, ſei es an dem dazu beſtimmten Ort 
bn er (F. 9.) oder anderwaͤrts bei dem Brauer über die zur Einmaiſchung laͤngſtens 
gen die De- für den folgenden Tag deklarirte und verſteuerte Menge vorfindet, ſoll ohne 
klaration. Rückſicht auf die angebliche Beſtimmung, als Gegenſtand einer veruͤbten De⸗ 

fraudation angeſehen und die Aufbewahrung an einem anderen, als dem dazu 
deklarirten Orte, abgeſehen von der Defraudationsſtrafe, mit einer Ordnungs⸗ 


ſtrafe von Einem Gulden fuͤr den Zentner geahndet werden. 


H., 29. 


Aushändigung Brauerei⸗Inhaber und andere im F. 7. erwähnte Perſonen, beſonders 
eher hen Kupferſchmiede, welche Braupfannen ohne Anzeige bei dem Oberamte und dar⸗ 
ohne An. über erhaltene Beſcheinigung einem Anderen uͤbergeben, fallen in eine Strafe 
ande: von fünf bis zwanzig Gulden, welche bei Wiederholungen von zwanzig bis 


funfzig Gulden zu erhoͤhen iſt. 
H. 30. 


Vertretungs- Wer Brauerei als Gewerbe betreibt, muß fuͤr ſein Geſinde, Diener, 
kr Gewerbsgehuͤlfen und ſeine im Hauſe befindliche Ehegattin, Kinder und An⸗ 
wirkte Geld verwandten, was die verwirkten Strafen betrifft, mit ſeinem Vermoͤgen haften, 
ſtrafen. wenn die Geldſtrafe wegen Unvermoͤgens des eigentlich Schuldigen, nicht zur 

Vollziehung gebracht werden kann. 

Die der Geldſtrafe nach H. 36. zu ſubſtituirende koͤrperliche Strafe ift 
daher an dem eigentlich Schuldigen erſt dann zu vollziehen, wenn der ſub⸗ 
ſidiariſch Verhaftete zur Zahlung der Geldbuße ebenfalls nicht im Stande 
ſein ſollte. | 

$. 31. 


Zuſammen⸗ Treten zu einer Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen des gegen: 
tefung waͤrtigen Geſetzes andere Uebertretungen oder Vergehen oder Verbrechen hinzu, 


a fo kommen hinſichtlich dieſer die allgemeinen Strafgeſetze in Anwendung. 
1 Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung beſonderer Vor⸗ 
der Geſetze. ſchrif⸗ 
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schriften dieſes Geſetzes verbunden, fo tritt die darauf geſetzte Strafe in der 
Regel der Strafe der Defraudation hinzu. 


H. 32. 


Wer, um dem Staate die ſchuldigen Gefälle zu entziehen, ſich verfaͤlſch⸗ Strafeder gen. 
ter oder uͤberhaupt unrichtiger Papiere oder Beſcheinigungen bedient, ſoll dafuͤr len 
beſonders mit der durch die allgemeinen Strafgeſetze fuͤr ſolche Faͤlſchungen dr und 
angeordneten Ahndung belegt werden. 91 


$. 33. 


Wer einem zur Wahrnehmung des Steuer⸗Intereſſe verpflichteten Beam⸗ Strafe ber Be- 
ten, mit welchem er im Amte zu thun hat, Geld oder Geldeswerth zum Ge; nes 
ſchenke anbietet oder wirklich macht, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag beamten. 
des angebotenen oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt uͤber den 


Betrag Nichts auszumitteln, ſo tritt eine Geldbuße von zehn Gulden ein. 


H. 34. 


Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in Ausuͤbung ihres Amtes begriffe⸗ Strafe der 
nen Perſonen, moͤgen es Steuer- oder andere zur Waben des Steuer⸗ fichtel ge 
Intereſſe verpflichtete Beamten ſein, ſowie auch eine Verſagung der Huͤlfslei⸗ gen Steuer⸗ 
flung, deren die Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchaͤfte abſeiten der Gewerbe: Käme 
treibenden beduͤrfen (F. 18.), ſoll an dem Schuldigen mit zehn bis funfzig 
Gulden oder mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe geahndet werden. Die 
Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umftänden eines jeden einzelnen Fal⸗ 
les der Behörde überlaffen, welche in der Sache ſelbſt zu entſcheiden hat. Sind 
aber mit einer ſolchen Widerſetzlichkeit zugleich woͤrtliche oder thaͤtliche Beleidi⸗ 
1 5 veruͤbt, ſo treten die dafuͤr geltenden allgemeinen Strafbeſtimmungen 
in Kraft. 

Jeder etwanige Mißbrauch der Amtsgewalt von Seiten der Beamten Milderungs⸗ 
wirkt eine Milderung der Strafbarkeit desjenigen, der ſich widerſetzt hat. grund. 


H. 35. 


Die Uebertretung aller in dieſem Geſetze gegebenen Vorſchriften, worauf Strafe ber 
keine beſondere Strafe gefegt worden, ingleichen die Uebertretung oder Nicht: Es 5 
beachtung einer zur Ausfuͤhrung des Geſetzes getroffenen Anordnung (H. 39.), ger Vor⸗ 


ſoll mit einer Geldbuße von Einem bis zehn Gulden geahndet werden. ſchriften. 
$. 36. 


Bei dem Unvermoͤgen zur Entrichtung der Geldſtrafe tritt in allen durch unvermögen- 
das gegenwärtige Geſetz mit Geldſtrafe bedrohten Faͤllen verhaͤltnißmaͤßige Ge: heit ; 
fängnißftrafe ein. 

(Nr. 4426) GR 


Verwendun 
der Straf. 
gelder. 


1 


§. 37. 


Von den auf Grund dieſes Geſetzes eingezogenen Strafen und von dem 
Erloͤſe aus Konfiskaten wird ein Drittheil den Steuerbeamten, ingleichen den 


Polizei⸗, Forſtbeamten und Gendarmen als Belohnung zu Theil, inſofern ſie 


die Zuwiderhandlung entdeckt oder zu der Entdeckung Huͤlfe geleiſtet haben. 
Die anderen zwei Drittheile verbleiben der Staatskaſſe. 


$. 38, 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1856. in Kraft. 
Von dieſem Zeitpunkte ab werden alle demſelben entgegenſtehenden Beſtimmun⸗ 


gen hierdurch aufgehoben, insbeſondere das Geſetz vom 24. Januar 1843., die 


Wirthſchaftsabgaben im ehemaligen Fuͤrſtenthum Hohenzollern» Sigmaringen 
betreffend, die zum Vollzug dieſes Geſetzes erlaffene Verordnung vom 20. April 
1843., das Geſetz vom 31. Auguſt 1848., nebſt Verordnung vom 11. Januar 
1849., die veränderte Bezugsweiſe der Wirthſchaftsabgaben betreffend, ſoweit 


ſich dieſelben auf Gegenſtaͤnde des gegenwärtigen en beziehen, endlich die 


Verordnung vom 25. Oktober 1848. in Betreff der 


erabſetzung der Ueber⸗ 
gangsſteuer von Bier. | 


$. 39. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und hat die zu dem Ende erforderlichen Kontrole⸗Vorſchriften und Inſtruktionen 
zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den, Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4427) 


5 


(Nr. 4427.) Geſetz, betreffend den Kleinhandel mit Getraͤnken und den Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirthſchaftsbetrieb in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 17. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen fuͤr die Hohenzollernſchen Lande, unter Zuſtimmung beider Haͤuſer 
des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


H. 1. 


Wer einen Kleinhandel mit Getraͤnken oder eine Gaſt- oder Schank⸗ 
wirthſchaft betreiben, oder uͤberhaupt zubereitete Speiſen oder Getraͤnke zum 
Genuß auf der Stelle gegen Bezahlung verabreichen will, bedarf dazu eines 
auf feine Perſon und auf ein beſtimmtes Lokal lautenden polizeilichen Erlaub⸗ 
nißſcheins, in welchem genau bezeichnet ſein muß, welches von dieſen Gewerben 
auf Grund des Erlaubnißſcheins betrieben und welche Getränke im Wege des 
Kleinhandels oder der Schankwirthſchaft abgeſetzt werden duͤrfen. 

Als Kleinhandel wird der Verkauf von Wein, Obſtmoſtwein, Obſtmoſt 
und Bier in Mengen unter einem Imi (zehn Maaß) und von Branntwein, 
Liqueur und anderen Getraͤnken in Mengen unter einem Maaß angeſehen. 


H. 4 


Der Erlaubnißſchein (H. 1.) wird nach vernommenem Gutachten der 
Ortsbehoͤrde von dem Oberamtmanne ſportel-, tax⸗ und ſtempelfrei ertheilt und 
darf jederzeit nur fuͤr ein Kalenderjahr ausgeſtellt, kann aber von Jahr zu 
Jahr durch einen darauf zu ſetzenden Verlaͤngerungsvermerk erneuert werden. 


H. 3. 


In dieſem Erlaubnißſcheine kann eine noch vor Ablauf des Kalender⸗ 
jahres endende Friſt beſtimmt werden, innerhalb deren das Gewerbe bei Ver⸗ 
luſt der Befugniß zum Betriebe deſſelben begonnen werden muß. 


H. 4. 


Die Erlaubniß zum Beginne der im F. 1. gedachten Gewerbe darf nur 
ertheilt werden, wenn b 


a) die Perſoͤnlichkeit, die Fuͤhrung und die Vermoͤgensverhaͤltniſſe des Nach⸗ 
ſuchenden die genuͤgende Buͤrgſchaft eines ordnungsmaͤßigen Gewerbe⸗ 
betriebes gewöhren, 

b) das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal wegen feiner Be⸗ 
ſchaffenheit und Lage dazu geeignet iſt, 

Jahrgang 1856. (Nr. 4427) c) die 
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c) die Behörde ſich von der Nuͤtzlichkeit und dem Beduͤrfniſſe der Anlage 


uͤberzeugt hat. 
F. 5. 


Wenn die Ortsbehoͤrde ($. 2.) in ihrem Gutachten die Nuͤtzlichkeit und 
das Beduͤrfniß der Anlage nicht anerkennt, der Oberamtmann aber das Ber 
9 nicht begruͤndet findet, ſo hat die Regierung ſchließlich darüber zu ent⸗ 
ſcheiden. 
i Eben dieſes ſoll ſtatthaben, wenn die Ortsbehoͤrde aus behauptetem 
Mangel hinreichender Schankanſtalten die Ertheilung einer neuen Konzeſſion 
in Man bringt oder befürwortet, und der Oberamtmann das Beduͤrfniß nicht 
anerkennt. 5 


H. 6. 


Fabrikbeſitzern, ſowie den Familiengliedern, Bevollmaͤchtigten oder Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrern, Werkmeiſtern, Faktoren, 1 1 und Fabrikgehuͤlfen derſelben 
und anderen von ihnen abhaͤngigen Perſonen iſt nach Ablauf des auf die 
Publikation dieſes Geſetzes folgenden naͤchſten Kalenderjahres der Betrieb der 
Schanf- oder Gaſtwirthſchaft, ingleichen des Kleinhandels mit Getraͤnken am 
Fabrikorte ſelbſt und im Umkreiſe einer Meile nicht zu geſtatten. 

Eine Ausnahme hiervon kann nur nachgelaſſen werden, wenn nach dem 
uͤbereinſtimmenden Urtheile der Ortsbehoͤrde, des Oberamtes und der Regierung 
dem in der iſolirten Lage einer Fabrik begruͤndeten Beduͤrfniſſe auf andere 

Weiſe nicht abzuhelfen iſt. 5 f 

In ſolchen Fällen iſt aber die Konzeſſion nur unter dem Vorbehalte des 
jederzeit zuläffigen Widerrufs zu ertheilen und ſofort zuruͤckzunehmen, ſobald 
dem Beduͤrfniſſe auf andere Weiſe genuͤgt werden kann. 


. 


Behufs der Fortſetzung der im H. 1. gedachten Gewerbe in dem nam- 
lichen Lokale ſoll denjenigen, welche dieſe Gewerbe bei dem Erſcheinen dieſes 
Geſetzes zwar ohne einen, den Vorſchriften in $$. 1. und 2. entſprechenden 
Erlaubnißſchein, aber doch rechtmaͤßig betreiben, die Ausſtellung eines ſolchen 
Scheins für das laufende Jahr und Fünftig denjenigen, welche den Erlaubniß⸗ 
ſchein auf den Grund des bisherigen Gewerbebetriebes oder der Beſtimmungen 
in $$. 4. und 5. einmal erlangt haben, die Verlaͤngerung deſſelben von Jahr 
zu Jahr nicht verſagt werden, ſofern ſie bis dahin keine Strafe erlitten haben, 
welche nach H. 16. den Verluſt der Befugniß zum Betriebe der im H. 1. be 
zeichneten Gewerbe nach ſich zieht, auch bei ihrem Gewerbebetriebe zu begruͤn⸗ 
deten Beſchwerden keine Veranlaſſung gegeben haben. 

Hat die Ortsbehoͤrde Beſchwerde erhoben, welche der Oberamtmann 
nicht begruͤndet haͤlt, ſo tritt die Entſcheidung der Regierung ein. 


Denjenigen, welche die gedachten Gewerbe bisher in einem beſchraͤnkten 


Umfange betrieben haben, ſind auch nur entſprechende beſchraͤnkte ee 
a 5 eine 


* 
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ſcheine zu ertheilen und in denſelben die Befugniſſe des Inhabers zu verzeich⸗ 
nen. Ruͤckſichtlich jeder Erweiterung dieſer Erlaubnißſcheine finden die für die 
Ertheilung neuer Konzeſſionen getroffenen Beſtimmungen dieſes Geſetzes An⸗ 
wendung. 
§. 8. 

Die ertheilte Erlaubniß beſchraͤnkt ſich jederzeit auf die Perſon der in 
den Scheinen benannten Gewerbetreibenden. 

Die Erben derſelben oder die Erwerber ihrer Betriebslokalien genießen 
hinſichtlich der Beſtimmungen in $$. 4. und 5. keinen Vorzug vor Anderen, 
welche die gedachten Gewerbe in einem neuen Lokale beginnen wollen. 


H. 9. 


Der Betrieb durch Stellvertreter iſt bei den im H. 1. bezeichneten Ge⸗ 
werben nicht ſtatthaft. 


H. 10. 


Ueber die Gründe zur Verſagung des Erlaubnißſcheins oder des Ver: 
laͤngerungsvermerks iſt die Behörde nur ihrer vorgeſetzten Inſtanz naͤhere Aus⸗ 
kunft zu geben ſchuldig. a 


H. 11. 


Bereits ertheilte Erlaubnißſcheine können von der Verwaltungsbehoͤrde 
zuruͤckgenommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargethan wird, 
auf deren Grund ſolche ertheilt worden, oder wenn aus Handlungen oder 
Unterlaſſungen des Inhabers der Mangel der erforderlichen, und bei Ertheilung 
des Erlaubnißſcheins vorausgeſetzten Eigenſchaften klar erhellet. 


H. 24 
Die Gründe der beabſichtigten Zuruͤcknahme des Erlaubnißſcheins find 
dem Betheiligten bekannt zu machen und vollftändig zu erörtern, die Ver⸗ 


handlungen aber ſodann mit der Vertheidigung deſſelben der Regierung zur 
Abfaſſung eines Kollegialbeſchluſſes vorzulegen. 115 


§. 13. 


Faͤllt der Beſchluß für die Zuruͤcknahme aus, ſo iſt der danach mit 
Grunden auszufertigende Beſchluß dem Betheiligten zu eröffnen. Gegen dieſen 
Beſcheid iſt der Rekurs an das Miniſterium des Innern zulaͤſſig; der Rekurs 
muß jedoch bei Verluſt deſſelben binnen zehn Tagen, von der Eroͤffnung des 
Beſcheides an gerechnet, angemeldet werden. 


$. 14, 


Dem Ermeſſen der Regierung bleibt uͤberlaſſen, in dringenden Faͤllen die 
(Nr. 3427.) 60* Aus⸗ 
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Ausübung des Gewerbes entweder fogleich bei Einleitung des Verfahrens 
($. 11.) oder im Laufe deſſelben zu ſuspendiren. 


1 


H. 15. 


Wer eines der im H. 1. aufgefuͤhrten Gewerbe ohne den vorgeſchriebenen 
polizeilichen Erlaubnißſchein oder mit Ueberſchreitung der in demſelben ihm 
eingeraͤumten Befugniſſe beginnt oder fortſetzt, hat Geldbuße bis zu drei⸗ 
Ne und funfzig Gulden oder Gefaͤngnißſtrafe bis zu drei Monaten 
verwirkt. ö 

Enthaͤlt die Handlung zugleich ein Steuervergehen, ſo ſoll nicht außer⸗ 
dem noch eine Steuerſtrafe erkannt werden, es iſt aber darauf bei Zumeſſung 
der Strafe dergeſtalt Ruͤckſicht zu nehmen, daß dieſe nicht hinter der Hoͤhe der 
Steuerſtrafe zuruͤckbleibt. 


FH. 16. 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe oder die Unterſagung der Aus⸗ 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte auf Zeit zieht den Verluſt der Befugniß 
zum Betriebe der im H. 1. bezeichneten Gewerbe von ſelbſt nach ſich. Wer 
nach Rechtskraft eines ſolchen Straferkenntniſſes dennoch dieſe Gewerbe betreibt, 
ſoll mit Geldbuße bis zu dreihundert und funfzig Gulden oder mit Gefaͤng⸗ 
niß bis zu drei Monaten beſtraft werden. Dieſelbe Strafe trifft den, wer der 
Befugniß zum Betriebe der im F. 1. bezeichneten Gewerbe für immer oder 
auf Zeit durch rechtskraͤftiges Erkenntniß oder durch den Beſchluß der Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde ($. 13.) verluſtig erklaͤrt worden iſt, und dieſem Exkenntniſſe 
oder Beſchluſſe zuwider handelt. 5 


$. 17. 


Die beſtehenden Realberechtigungen zum Betriebe der im H. 1. bezeich⸗ 
neten Gewerbe dauern zwar unveraͤndert fort, jedoch finden die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes mit Ausſchluß der Beſtimmung $. 4. C. auf diejenigen, welche 
ein ſolches Recht ausuͤben wollen, ebenfalls Anwendung, insbefondere kann 
auch von den in $. 4. a. und b. enthaltenen Vorſchriften niemals eine Aus: 
nahme zu Gunſten einer Realberechtigung gemacht werden. 


H. 18. 


Neue derartige Realberechtigungen ſollen fortan nicht mehr begruͤndet, 
auch nicht weiter durch Verjaͤhrung irgend einer Art erworben werden. 


$. 19. 


Dieſelben erloͤſchen, wenn ſie waͤhrend eines ununterbrochenen Zeitrau⸗ 
mes von dreißig Jahren nicht ausgeuͤbt worden ſind. 0 
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| 0. . . i 
„Die zur Zeit noch beſtehenden Realberechtigungen koͤnnen auf eine andere 
geſetzlich qualifizirte Perſon (§. 4. a.) in der Art übertragen. werden, daß der 
Erwerber die Gewerbeberechtigung fuͤr eigene Rechnung ausuͤben darf. 
9. 215 
Die Uebertragung einer Realberechtigung von einem Grundſtuͤcke auf 
ein anderes darf nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Regierung nach 
erfolgter Einwilligung der Realglaͤubiger erfolgen, wenn die beabſichtigte Ueber⸗ 
tragung im oͤffentlichen Intereſſe wuͤnſchenswerth iſt. 
§. 22. \ 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft. 
§. 23. 
Die zur Ausfuͤhrung des vorſtehenden Geſetzes erforderlichen Anordnun⸗ 
gen ſind durch den Miniſter des Innern zu erlaſſen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
a a ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 4428.) Geſetz, betreffend die anderweite Regelung der Wirthſchaftsabgaben für den 
Schank von Wein und Branntwein und für den Kleinhandel mit dieſen 
Getraͤnken in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 21. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen fuͤr die Hohenzollernſchen Lande, unter Zuſtimmung beider Haͤuſer 
des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 
N 

Vom 1. Januar 1857. ab wird in den Hohenzollernſchen Landen eine 
gleichmäßige Wirthſchaftsabgabe 

Gr. 44274428) . 1) fuͤr 


1) fir den Schank von Wein, Obſtwein und Obſtmoſt, ſowie für den Klein⸗ 
handel mit dieſen Getraͤnken, mit jaͤhrlich zehn vom Hundert, 8 
2) fuͤr den Schank von Branntwein und Liqueur, ſowie fuͤr den Kleinhan⸗ 
del mit dieſen Getraͤnken, mit jaͤhrlich funfzehn vom Hundert 5 
der muthmaaßlichen jaͤhrlichen Einnahme jeder Gewerbsſtaͤtte erhoben. 
Als Kleinhandel wird der Verkauf der zu 1. gedachten Getraͤnke in 
Mengen unter einem Imi (zehn Maaß) und der zu 2. genannten in Mengen 
unter einem Maaß angeſehen. 


H. 2. 
Die Abgabe wird für jede Gewerbsſtaͤtte jährlich im Voraus mit Rüd: 
ſicht auf den Gewerbsumfang in dem vorhergehenden Jahre, nach vorange⸗ 
gangener Abſchaͤtzung durch das Oberamt, Seitens der Regierung in Pauſch⸗ 
beträgen feſtgeſetzt, deren geringſter Satz für die H. 1. Nummer 1. bezeichneten 
Gewerbe ſechs Gulden, für die $. 1. Nummer 2. gedachten zwei Gulden jaͤhr⸗ 
lich betraͤgt. 

Die Saͤtze ſteigen nach dem Gewerbsumfange für die F. 1. Nummer 1. 
bezeichneten Gewerbe von ſechs zu ſechs Gulden, für die H. 1. Nummer 2. 
gedachten von zwei zu zwei Gulden. 

Der Finanzminiſter iſt ermaͤchtigt, einen laͤngeren als einjaͤhrigen Zeit⸗ 
abſchnitt fuͤr die Feſtſetzung der Pauſchbetraͤge zu beſtimmen. 


H. 3. 


Von Gewerbsſtaͤtten, welche im Laufe des Zeitabſchnittes, fuͤr den die 
Feſtſetzung erfolgt iſt, entſtehen, iſt die Abgabe bis zur naͤchſten Feſtſetzung nach 
einem Mittelſatze zu entrichten, welcher für die H. 1. Nummer 1. bezeichneten 
Gewerbe ſechs und dreißig Gulden, fuͤr die H. 1. Nummer 2. gedachten ſechs 
Gulden jaͤhrlich betraͤgt. 

Der fuͤr eine Gewerbsſtaͤtte feſtgeſetzte Abgabenſatz erleidet wegen eines 
Wechſels in der Perſon des Beſitzers oder wegen zeitweiſer Unterbrechung des 
Betriebes keine Veraͤnderung. 


§. 4. 

Reklamationen gegen die feſtgeſetzte Abgabe muͤſſen, ohne Unterſchied, 
ob ſie auf Ermaͤßigung oder auf gaͤnzliche Befreiung gerichtet ſind, binnen 
dreier Monate vom Tage der Bekanntmachung der durch die Regierung feſt⸗ 
geſetzten Heberolle (F. 2.) oder, wenn die Abgabe im Laufe des Jahres auf⸗ 
erlegt worden, binnen dreier Monate nach erfolgter Benachrichtigung von deren 
Betrage, bei dem Oberamte angebracht werden. 

Wird dieſe Friſt verſaͤumt, fo erliſcht der Anſpruch auf Abgabenermaͤßi⸗ 
gung oder Befreiung, ſowie auf Ruͤckerſtattung für den Zeitabſchnitt, für den 
die Feſtſetzung erfolgt iſt. 

Iſt die Reklamation vor dem Ablaufe der Friſt angebracht, und wird 
ſolche begruͤndet gefunden, ſo erfolgt die Ermaͤßigung oder gaͤnzliche N 

ur 
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fuͤr den laufenden Zeitabſchnitt, auf den die Feſtſetzung der Abgabe ſich bezieht. 
Fuoͤr verfloſſene Jahre wird keine Ruͤckzahlung gewährt. 
Die Entſcheidung uͤber die Reklamationen erfolgt durch die Regierung, 
nach vorheriger Anhoͤrung der Ortsbehoͤrde des Wohnorts der Reklamanten. 


Ne 
Wird eine Reklamation ganz oder theilweiſe zuruͤckgewieſen, fo iſt da⸗ 
gegen der Rekurs an das Finanzminiſterium binnen einer Praͤkluſivfriſt von 
e vom Tage der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
zulaͤſſig. 


H. 6. | 
Durch die Anbringung einer Reklamation wird die Verpflichtung zur 
einſtweiligen Fortzahlung der feſtgeſetzten Abgabe nicht aufgehoben. 


$. 7. 


Eine Veraͤnderung im Abgabenſatze waͤhrend des laufenden Zeitabſchnit⸗ 
tes, fuͤr den die Feſtſetzung erfolgt iſt, wird dadurch, daß ein Gewerbe der— 
geſtalt an Umfang zunimmt, daß ein höherer Abgabenſatz anwendbar wäre, 
oder umgekehrt ſo weit herabſinkt, daß ein geringerer Satz fuͤr daſſelbe feſtzu⸗ 
ſetzen geweſen fein würde, nicht veranlaßt. Ausnahmsweiſe kann jedoch, ſo⸗ 
fern für die Feſtſetzung der Abgabe ein längerer als einjaͤhriger Zeitabſchnitt 
($. 2.) beſtimmt worden, von der Regierung eine Ermäßigung gewährt wer⸗ 
den, wenn in Folge außerordentlicher Ereigniſſe der Umfang eines Gewerbes 
ſich nachweislich um mehr als die Haͤlfte vermindert hat. 


$. 8. 


Die Abgabe muß monatlich in den erſten acht Tagen jedes Monats an 
die Bezirks⸗Steuerkaſſe bei Vermeidung der Exekution voraus bezahlt werden. 
Dem Abgabenpflichtigen ſteht jedoch auch frei, dieſelbe auf mehrere Monate 
voraus zu berichtigen. 


H. 9. 


Iſt die Exekution wegen eines Abgabenruͤckſtandes fruchtlos vollſtreckt, 
ſo kann der Schuldner an dem ferneren Betriebe des abgabenpflichtigen Ge⸗ 
werbes durch Schließung der Räumlichkeiten, in denen daſſelbe betrieben wird, 
bis zur vollftändigen Berichtigung des Ruͤckſtandes, verhindert werden. 


g. 10. 


Wer eines der im H. 1. bezeichneten Gewerbe betreiben will, muß vor 

deſſen Beginn davon der Ortsbehoͤrde Anzeige machen. 
f Zur Anzeige an dieſe Behörde iſt auch derjenige verbunden, welcher den 
Betrieb eines bisher ausgeuͤbten Gewerbes dieſer Art im Orte e 
Gr, 4428.) 11. 
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Wer den Anfang des Gewerbebetriebes nicht anzeigt, erlegt, neben der 
ruͤckſtaͤndigen Abgabe nach dem Mittelſatze (F. 3.), für die Unterlaſſung der 


3 


Anzeige eine Strafe, welche je nach dem Umfange des Gewerbebetriebes min- f 


deſtens auf den vierfachen Betrag des geringſten, fuͤr das betreffende Gewerbe 
anwendbaren Jahresſatzes (F. 2.) und hoͤchſtens auf den vierfachen Betra 
des bezuͤglichen Mittelſatzes (§. 3.) zu beſtimmen iſt. ; 

Wer wider die Vorſchrift im zweiten Abſatz des H. 10. das Aufhoͤren 
des Gewerbebetriebes nicht anzeigt, entrichtet die Abgabe fort bis zum Ab⸗ 
laufe desjenigen Monats, in welchem die Abmeldung erfolgt. 


§. 12. 


Mit dem 1. Januar 1857. fallt die Erhebung des ſogenannten Maaß⸗ 
pfennigs im vormaligen Fuͤrſtenthum Hohenzollern-Hechingen allgemein fort, 
insbeſondere auch bei dem Verkaufe der im H. 1. gedachten Getraͤnke in groͤ⸗ 
ßeren Mengen, als den ebendaſelbſt bezeichneten. 

Gleichzeitig treten alle zur Zeit beſtehenden, den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zuwiderlaufenden Geſetze und Vorſchriften außer Kraft. 


f H. 13. 
Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes und dem 
Erlaſſe der dazu erforderlichen Anordnungen beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Koͤnigsberg in Pr., den 21. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


